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Umstände der Rückführung von Gebeinen von Opfern deutscher 
Kolonialverbrechen nach Namibia und die Entschuldigungs- und 
Versöhnungsfrage 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 30. September 2011 wurden seitens der Berliner Charite 20 Totenschädel 
von Opfern des deutschen Vemichtungsfeldzugs gegen die Völker der Herero, 
Nama und Damara in der ehemaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika an die 
Vertreter/innen der Nachfahren dieser Opfer übergeben. Dies geschah im 
Rahmen der Reise einer namibischen Delegation, die sich vom 26. September 
2011 bis 3. Oktober 2011 in Berlin aufhielt. Sie setzte sich im Kern aus Ver- 
treterinnen und Vertretern der Opfergruppen der Herero und Nama zusammen 
und wurde vom namibischen Minister für Jugend, Nationale Dienste, Sport 
und Kultur Kazenambo Kazenambo geleitet. Unter den Mitreisenden befan- 
den sich neben den Chiefs auch Parlamentsabgeordnete, Regierungsbeamte 
und der Arbeitgeberpräsident. 

Der Großteil der FachhistorikerZ-innen analysiert den Vernichtungsfeldzug des 
deutschen Kaiserreichs gegen die Herero, Nama und Damara zwischen 1904 
und 1908 als ersten Völkermord des 20. Jahrhunderts. Insofern ist die Rück- 
führung von geraubten Gebeinen aus dieser Zeit untrennbar mit der Frage 
nach einer offiziellen Anerkennung als Völkermord und einer offiziellen Ent- 
schuldigung seitens der Bundesregierung als Rechtsnachfolgerin des Deut- 
schen Kaiserreichs für das den Herero, Nama und Damara zugefügte Leid ver- 
bunden. 

Am 28. September 2011 organisierte ein zivilgesellschaftliches Bündnis aus 
acht deutschen Nichtregierungsorganisationen eine Podiumsdiskussion zum 
Thema „Zeugen des deutschen Völkermords in Namibia“ im Berliner Haus der 
Kulturen der Welt (www.africavenir.org/de/projektkooperationen/restitution- 
nam-gebeine.html). Zu dieser wurden sowohl die namibische Delegation ein- 
geladen, als auch Vertreter der Bundesregierung und aller im Deutschen Bun- 
destag vertretenen Parteien. Allerdings verweigerten Bundesregierung (Aus- 
wärtiges Amt, Kulturstaatsminister) und Koalitionsparteien die Teilnahme an 
dieser Diskussion. Der Einladung gefolgt waren Bundestagsabgeordnete der 
SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN und DIE LINKE. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 30. November 2011 übermittelt. 
Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Trotzdem die Bundesregierung die „historische und moralische Verantwor- 
tung Deutschlands“ gegenüber Namibia und die daraus resultierenden Sonder- 
beziehungen stets betont, wurden weder der namibische Kulturminister noch 
die Delegation bei Ankunft oder während ihres Aufenthalts in Berlin von offi- 
zieller deutscher Seite empfangen. Auch entsandte die Bundesregierung kei- 
nen Vertreter, um an dem am 29. September 2011 angesetzten Gedenk- und 
Versöhnungsgottesdienst in der St. Matthäuskirche unter Leitung von Bischof 
Dr. Zephania Kameeta beizuwohnen. Die Übergabezeremonie am 30. Septem- 
ber 2011 wurde von der Berliner Charite und nicht der Bundesregierung orga- 
nisiert und durchgeführt. Als Konsequenz dieses diplomatischen Faux Pas 
weigerte sich Kulturminister Kazenambo Kazenambo, die Totenschädel als 
Vertreter der namibischen Regierung aus den Händen der deutschen Landes- 
institution Charite in Empfang zu nehmen. Dies übernahm schließlich die an- 
wesende Vertreterin des namibischen Nationalmuseums. 

Lediglich zur Übergabe der 20 Totenschädel am 30. September 2011 er- 
schien die Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Cornelia Pieper, um als 
Gast eine Rede im Namen der Bundesregierung zu halten (www.auswaertiges- 
amt.de/DE/lnfoservice/Presse/Reden/2011/110930-StMPieper-Rede-Herero 
Nama.html). Bei dieser Rede ließ die Bundesregierung abermals eine Chance 
ungenutzt, die begangenen Gräueltaten als solche zu benennen und sich offiziell 
dafür zu entschuldigen. Ohne sich die folgenden Reden des namibischen 
Kulturministers und der Oberhäupter der Herero und Nama anzuhören, ver- 
schwand Staatsministerin Cornelia Pieper nach ihrer eigenen Rede sofort durch 
eine Hintertür und provozierte hierdurch einen Eklat. 

Durch ihr Verhalten vermied die Bundesregierung nicht nur den Dialog mit 
der namibischen Seite, sie verweigerte ihn sogar mehrfach aktiv. Auch ein 
dringlicher Brief des außenpolitischen Sprechers der Fraktion DIE LINKE. 
Wolfgang Gehrcke an den Staatsminister im Auswärtigen Amt, Dr. Werner 
Hoyer, nach einem Treffen zwischen Delegationsmitgliedem und Mitgliedern 
der Fraktion DIE LINKE, am 29. September 2011 blieb unbeantwortet und 
ohne Wirkung. Im Nachgang wird nun versucht, die Ereignisse umzudeuten 
und der namibischen Seite die Schuld am diplomatischen Debakel zu geben. 
So sagte der deutsche Botschafter Egon Kochanke bei der Ankunft der 
Gebeine in Namibia: „There were private programmes organised by German 
civil Society and minority parties in parliament who are in the Opposition and 
you can not expect that the German govemment is represented there (...) if 
you want to have real reconciliation and Cooperation, then the only way is 
working with the German govemment instead of working with those you 
think are your friends.“ (New Era, 5. Oktober 2011: www.newera.com.na/ 
article.php?articleid=40998). 

Am 3. November 2011 wies der namibische Außenminister Utoni Nujoma die 
mehrfach seitens der Bundesregiemng wiederholte Aussage zurück, dass die 
„namibische Regiemng (...) die Frage der Wiedergutmachung bisher nicht im 
Rahmen eines offiziellen Dialogs gegenüber der Bundesregiemng thema- 
tisiert“ habe und dass sie „sich der Bundesregiemng gegenüber die vom nami- 
bischen Parlament mit Entschließung vom Oktober 2006 unterstützten Ent- 
schädigungsforderangen der Herero nicht zu eigen gemacht“ hätte (Antwort 
der Bundesregiemng zu Frage 3 auf Bundestagsdmcksache 17/6227 und zu 
Frage 4 auf Bundestagsdmcksache 17/6813). In der namibischen Presse heißt 
es: „The Namibian Government has not failed to take ownership oft the 
demand for compensation for the 1904 to 1908 genocide (...) Nujoma said the 
matters of the genocide and reparations have been discussed on several occa- 
sions during Speaker Theo-Ben Gurirab’s visit to Germany in 2007 (...) 
Govemment has also met with consecutive German ambassadors to Namibia 
to pursue the inter-parliamentary dialogue foram, but to no avail. Nujoma said 
he himself has also on numerous occasions tried to raise the reparation issues 
on his visits to Germany. (...) ‘The Namibian Govemment believes that natio- 
nal reconciliation can be hindered significantly if the issues are not addressed 
in the comprehensive manner. This is primarily because omitting this relevant 
chapter of our history may lead to future tensions between Namibians and 
German nationals as well as domestically with German-speaking Namibians’, 
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said Nujoma.“ (The Namibian, 3. November 2011: www.namibian.com.na/ 
index.php?id=28&tx_ttnews [tt_news]=89520&no_cache=l) Das Auswärtige 
Amt bekräftigte zeitgleich zu diesen Aussagen die hierzu im Widerspruch 
stehende Aussage: „Die Bundesregierung ist sich mit der namibischen Regie- 
rung darin einig, dass die Schädel-Rückführung nicht politisch und emotional 
für die Unterstützung der Forderung nach Anerkenntnis eines Völkermords 
seitens der Bundesregierung und daraus abgeleiteter Wiedergutmachungs- 
ansprüche instrumentalisiert werden darf.“ (Auswärtiges Amt: „Sachstand: 
Rückgabe der Herero-Schädel an Namibia“, November 2011). 

Wir verweisen als weitere Einleitung auf die Vorbemerkungen der Kleinen 
Anfragen vom 30. Mai 2011 und 3. August 2011 (Bundestagsdrucksachen 
17/6011 und 17/6754). Die in der Antwort auf die erste Kleine Anfrage 
(Bundestagsdrucksache 17/6011) zum Ausdruck gebrachte Tendenz der 
Bundesregierung, auf konkrete Fragen nur allgemein, ausweichend oder gar 
nicht zu antworten, hat sich in der Antwort auf die zweite Kleine Anfrage 
(Bundestagsdrucksache 17/6754) noch verschärft. Deshalb übermittelte die 
Parlamentarische Geschäftsführerin der Fraktion DIE LINKE, am 14. Sep- 
tember 2011 eine Beschwerde an das Auswärtige Amt. Die Antwort vom 
29. November 2011 durch die Staatsministerin Cornelia Pieper fiel abermals 
nicht befriedigend aus. Auch deshalb stellen wir nun diese erneute Kleine 
Anfrage. 


1. Woraus leitet sich nach Ansicht der Bundesregierung qualitativ das 
„Besondere“ der historischen und moralischen Verantwortung Deutsch- 
lands gegenüber Namibia ab, im Unterschied zu anderen ehemaligen deut- 
schen Kolonien wie beispielsweise Togo und Ghana (Togoland), Tanzania, 
Ruanda und Burundi (Deutsch-Ostafrika) und Kamerun? 

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE, vom 18. August 2011 zu Frage 3, auf Bundestagsdrucksache 17/6813 
wird verwiesen. 


2. Inwiefern teilt die Bundesregierung die im einstimmig angenommenen 
Beschluss vom 16. Juni 2005 (Plenarprotokoll 15/181) zum Antrag der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit 
dem Titel „Erinnerung und Gedenken an die Vertreibungen und Massaker 
an den Armeniern 1915 - Deutschland muss zur Versöhnung zwischen 
Türken und Armeniern beitragen“ (Bundestagsdrucksache 15/5689) ent- 
haltenen Aussagen bezüglich des Völkenuords an den Anueniem: 

a) „Zahlreiche unabhängige Historiker, Parlamente und internationale 
Organisationen bezeichnen die Vertreibung und Vernichtung der Arme- 
nier als Völkermord. Die Rechtsnachfolgerin des Osmanischen Reichs, 
die Republik Türkei, bestreitet bis heute entgegen der Faktenlage, dass 
diesen Vorgängen eine Planmäßigkeit zugrunde gelegen hätte bzw. dass 
das Massensterben während der Umsiedlungstrecks und die verübten 
Massaker von der osmanischen Regierung gewollt waren“? 

b) „Diese fast vergessene Verdrängungspolitik des Deutschen Reiches 
zeigt, dass dieses Kapitel der Geschichte auch in Deutschland bis heute 
nicht befriedigend aufgearbeitet wurde“? 

Die Bundesregierung hat die zitierten Aussagen des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 16. Juni 2005 zur Kenntnis genommen. Sie ist der Auf- 
fassung, dass die Ereignisse von 1915/1916 in erster Linie von den beiden be- 
troffenen Ländern Türkei und Armenien aufzuarbeiten sowie von Wissen- 
schaftlern zu bewerten sind. 

Was die historische Aufarbeitung in Deutschland angeht, so sind die Akten des 
Politischen Archivs des Auswärtigen Amts zu diesem Thema als Quellen der 
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Öffentlichkeit zugänglich und können ebenso wie die in anderen Archiven der 
Bundesrepublik Deutschland überlieferten Quellen ohne jede Einschränkung 
eingesehen werden. Von dieser Möglichkeit wurde und wird reger Gebrauch 
gemacht. Die Bundesregierang hat diese Akten in den zurückliegenden Jahren 
zudem auf Mikrofilm zur Verfügung gestellt und dadurch für weitere Zugangs- 
möglichkeiten gesorgt. 


3. Inwieweit bestreitet oder stimmt die Bundesregierung zu, dass der Ver- 
treibung und Vernichtung der Herero, Nama und Damara durch deutsche 
Kolonialtruppen eine Planmäßigkeit zugrunde gelegen hat bzw. dass das 
Massensterben während der Vertreibungen und in deutschen Konzentra- 
tionslagern und die verübten Massaker von der deutschen Reichsregierung 
gewollt waren? 

Diese Frage ist Gegenstand historischer Forschung. Hierzu nimmt die Bundes- 
regierung keine Stellung. 


4. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung zahlreicher Historike- 
rinnen und Historiker und internationaler Organisationen, die die damali- 
gen Vorgänge bezüglich der Vertreibung und Vernichtung der Herero, 
Nama und Damara durch deutschen Kolonialtruppen als Völkermord 
bezeichnen, so wie es auch die Bundesministerin a. D. Heidemarie 
Wieczorek-Zeul in ihrer Rede vom 14. August 2004 in Namibia tat: „Die 
damaligen Gräueltaten waren das, was heute als Völkermord bezeichnet 
würde“? 

Wie die Bundesregierung bereits mehrfach ausgeführt hat, ist die Konvention 
vom 9. Dezember 1948 über die Verhütung und Bestrafung des Völker- 
mordes am 12. Januar 1951 — für die Bundesrepublik Deutschland am 22. Fe- 
bruar 1955 — in Kraft getreten. Sie gilt nicht rückwirkend. Bewertungen histori- 
scher Ereignisse unter Anwendung völkerrechtlicher Bestimmungen, die im 
Zeitpunkt dieser Ereignisse für die Bundesrepublik Deutschland nicht in Kraft 
waren, werden von der Bundesregierung nicht vorgenommen. Auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, vom 
18. August 2011 zu Frage 1, auf Bundestagsdracksache 17/6813 wird verwie- 
sen. 


5. Teilt die Bundesregierung die unterschiedliche Bewertung des Deutschen 
Bundestages der osmanisch-türkischen Gräueltaten an den Armeniern und 
der deutschen Gräueltaten an den Herero, Nama und Damara insofern, dass 
dieser erstere als Völkermord bezeichnet und anerkennt und letztere bis- 
lang nicht als Völkermord bezeichnen oder anerkennen will (vgl. Ableh- 
nung des Antrags „Anerkennung und Wiedergutmachung der deutschen 
Kolonialverbrechen im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika“, Bundestags- 
drucksache 16/4649)? Wenn ja, warum und wie begründet sie dies? 

Die Bundesregierung nimmt zu Bewertungen des Deutschen Bundestages 
keine Stellung. 
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6. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass es im Hinblick 
auf die grausame und menschenverachtende Kolonialpolitik des Deut- 
schen Kaiserreichs, ebenso wie im Falle des Völkermords an den Arme- 
niern, eine fast vergessene Verdrängungspolitik des Deutschen Reiches 
und seiner Nachfolgestaaten gibt und dieses Kapitel der Geschichte in 
Deutschland bis heute nicht befriedigend aufgearbeitet wurde? 

Die Bundesregierung und der Deutsche Bundestag haben sich wiederholt zu der 
historischen und moralischen Verantwortung Deutschlands gegenüber Namibia 
bekannt. Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


7. Wamm hat Staatsministerin Cornelia Pieper am 30. September 2011 im 
Rahmen ihrer in der Berliner Charite gehaltenen Rede keine offizielle 
Entschuldigung seitens der Bundesregierung für die durch das Deutsche 
Kaiserreich zwischen 1904 und 1908 in Deutsch-Südwestafrika verübten 
Gräueltaten, die gemeinhin als Völkermord gelten, ausgesprochen? 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt zu der historischen und moralischen 
Verantwortung Deutschlands gegenüber Namibia bekannt. 


8. Inwieweit kommt eine offizielle Entschuldigung seitens der Bundesregie- 
rang bezogen auf die Gräueltaten deutscher Kolonialtrappen an Herero, 
Nama und Damara aus Gründen der damit möglicherweise verbundenen 
Entschädigungsforderangen und -Verpflichtungen nicht in Frage? 

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen. Schadensersatzverpflichtungen 
Deutschlands bestehen nicht. 


9. Käme für die Bundesregierung eine offizielle Entschuldigung für die 
deutschen Verbrechen in der ehemaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika 
daim in Frage, wenn sich die namibische Regierung und die Opfer- 
grappen der Herero, Nama und Damara verpflichten würden, keine Ent- 
schädigungsforderangen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland, 
deren Institutionen und deutschen Unternehmen zu stellen? 

Die Bundesregierung äußert sich nicht zu hypothetischen Fragestellungen. 


10. Treffen die Aussagen des namibische Außenministers Utoni Nujoma vom 
3. November 2011 zu, dass die Fragen des von einigen Historikern be- 
zeichneten Völkemiords und von Reparationen im Rahmen mehrerer Ge- 
legenheiten während des Deutschlandbesuchs von Parlamentspräsident 
Dr. Theo-Ben Gurirab 2007 diskutiert wurden und er selbst mehrfach 
versucht habe, die Wiedergutmachungsfragen während seiner Deutsch- 
landbesuche anzusprechen (vgl. The Namibian, 3. November 2011: 
www.namibian.com.na/index.php?id=28&tx_ttnews[tt_news]= 
89520&no_cache=l)? 

Die namibische Regierung hat die Frage der Wiedergutmachung bisher nicht im 
Rahmen eines offiziellen Dialogs gegenüber der Bundesregierung thematisiert. 
Sie hat sich der Bundesregierung gegenüber die vom namibischen Parlament 
mit Entschließung vom 26. Oktober 2006 unterstützten Entschädigungsforde- 
rungen der Flerero bisher nicht zu eigen gemacht. Vielmehr wurde diese parla- 
mentarische Entschließung der Bundesregierung erst am 15. November 2007 
durch ein Schreiben des damaligen Außenministers Marco Flausiku an seinen 
Amtskollegen Bundesaußenminister Dr. Frank- Walter Steinmeier mit dem Zu- 
satz „zu Ihrer Unterrichtung“ zur Kenntnis gebracht, ohne dass die namibische 
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Regierung sich darin in der Sache zu den Entschädigungsforderungen geäußert 
hätte. Weder vorher noch zum Zeitpunkt der Übermittlung an das Auswärtige 
Amt fand eine inhaltliche Diskussion statt bzw. wurden Gespräche dazu durch 
die namibische Regierung erbeten. Bei dem Treffen zwischen dem damaligen 
Deutschen Botschafter und dem damaligen Außenminister Marco Hausiku am 
14. März 2008 wurde der namibischen Regierung der Empfang des Schreibens 
durch den Bundesminister bestätigt. Eine inhaltliche Diskussion der Forderun- 
gen fand auch bei diesem Anlass nicht statt. 

Ob die Entschließung des namibischen Parlaments im Rahmen des Besuches 
des namibischen Parlamentspräsidenten Dr. Theo-Ben Gurirab 2007 gegenüber 
Gesprächspartnern aus dem Deutschen Bundestag zur Sprache kam, entzieht 
sich der Kenntnis der Bundesregierung. 

Außenminister Utoni Nujoma war bisher in seiner Funktion als Außenminister 
nicht in Deutschland und hat die Frage der Wiedergutmachung auch sonst nicht 
gegenüber Vertretern der Bundesregierung angesprochen. 


11. Wie sind diese Ausführungen des namibischen Außenministers Utoni 
Nujoma vom 3. November 2011 in Einklang zu bringen mit der dazu im 
Widerspruch stehenden mehrfach bekräftigten Aussage der Bundesregie- 
rung, die „namibische Regierung hat sich bisher die Reparationsforderun- 
gen nicht zu eigen gemacht“ und „die Frage der Wiedergutmachung bis- 
her nicht im Rahmen eines offiziellen Dialogs gegenüber der Bundes- 
regierung thematisiert“ (vgl. Antworten zu Frage 3 auf Bundestagsdruck- 
sache 17/6227 und zu Frage 4 auf Bundestagsdrucksache 17/6813)? 

12. Zu welchen Anlässen, bei welchen Treffen und zu welchen Zeitpunkten 
wurden die Fragen von Völkermord und Reparationen mit Vertretern der 
namibischen Regierungen seit 2004 seitens der namibischen oder deut- 
schen Regierungen thematisiert oder besprochen, und was waren die 
genauen Inhalte dieser Gespräche, vor allem im Hinblick darauf, dass 
sich die Bundesregierung nach eigener Aussage „in einem regehuäßigen 
Dialog mit der namibischen Regierung über sämtliche Aspekte der Bezie- 
hungen zwischen Deutschland und Namibia“ befinde (vgl. Antwort zu 
Frage 7 auf Bundestagsdrucksache 17/6813)? 

13. Was genau wurde im Hinblick auf die Fragen von Völkermord und 
Reparationen mit dem namibischen Parlaiuentspräsidenten Dr. Theo-Ben 
Gurirab während seines Deutschlandbesuchs 2007 besprochen, und mit 
welchem Ergebnis, nachdem die namibische Nationalversammlung in 
einem einstimmigen Beschluss 2006 die Gräueltaten als Völkermord 
anerkannt und Verhandlungen über Wiedergutmachung und einen offi- 
ziellen Dialog zwischen beiden Ländern hierüber gefordert hat? 

14. Was genau wurde im Hinblick auf die Fragen von Völkermord und Repa- 
rationen mit dem namibischen Außenminister Utoni Nujoma während 
seiner Deutschlandbesuche besprochen, zu welchen Zeitpunkten, und mit 
welchem Ergebnis? 

Bezüglich der Fragen 11 bis 14 wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. 
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15. Was genau wurde seit dem erwähnten Beschluss der namibischen Natio- 
nalversammlung in 2006 im Hinblick auf die von namibischer Seite ge- 
wünschte Fortsetzung und Vertiefung des interparlamentarischen Dialogs 
zwischen den deutschen Botschaftern und der namibischen Regierung be- 
sprochen, zu welchen Zeitpunkten und mit welchem Ergebnis? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung fanden von Oktober 2006 bis Oktober 
2008 keine Gespräche zum interparlamentarischen Dialog statt. Anlässlich sei- 
nes Antrittsbesuchs bei Präsident Hifikepunye Pohamba am 6. November 2008 
ist Botschafter Egon Kochanke nach dem Stand des Parlamentarierdialogs ge- 
fragt worden. Er verwies auf die zu diesem Zeitpunkt anhängige Beratung von 
Anträgen hierzu im Deutschen Bundestag. Nach den Wahlen zum 17. Deutschen 
Bundestag im September 2009 und den Wahlen zur namibischen Nationalver- 
sammlung im November 2009 haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
keine weiteren Entwicklungen hierzu ergeben. Die Namibia bereisende SADC- 
Parlamentariergruppe des Deutschen Bundestages hat im Juli 2009 in Windhuk 
empfohlen, das Thema nach Konstituierung des 17. Deutschen Bundestages er- 
neut aufzugreifen. Im Frühjahr 2010 schlug der SWAPO-Fraktionsvorsitzende 
Prof. Peter Katjavivi seinem Parlamentspräsidenten vor, eine bilaterale nami- 
bisch-deutsche Parlamentariergruppe zu gründen, die den Dialog mit dem 
Deutschen Bundestag suchen sollte. Dazu ist es nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung bisher noch nicht gekommen. 


16. Welche Gründe gab es für die Bundesregierung, die namibische Dele- 
gation, angeführt von Kazenambo Kazenambo, Minister für Jugend, 
Nationale Dienste, Sport und Kultur in Namibia, 

a) nicht offiziell durch den Bundespräsidenten, die Bundeskanzlerin, den 
Bundesaußenminister oder den Kulturstaatsminister empfangen zu 
lassen, 

b) nicht den diplomatischen Gepflogenheiten entsprechend, zwischen 
der Ankunft der namibischen Delegation am 26. September 2011 und 
der Übergabe der Totenschädel am 30. September 2011 staatsoffiziell 
zu begrüßen, zu empfangen und sie zu einem offenen Dialog mit der 
Bundesregierung einzuladen? 

Zwischen der Bundesregierung und der namibischen Regierung bestand Einig- 
keit, dass die Delegation auf Einladung der namibischen Regierung nach Berlin 
reiste. Die Besuchsplanung und Programmgestaltung der Delegation lag bei der 
namibischen Seite. Die namibische Regierung hatte keine Termine im Bundes- 
präsidialamt, im Bundeskanzleramt, beim Kulturstaatsminister, im Auswärti- 
gen Amt oder in anderen Bundesministerien für die Delegation angefragt. 
Auch die Einladungen zu dem kurzfristig anberaumten Gedenkgottesdienst am 
29. September 2011 wurden lediglich in allgemeiner Form und nicht perso- 
nalisiert an Vertreter der Bundesregierung versandt. Das Auswärtige Amt war 
dennoch sowohl auf der von zivilgesellschaftlichen Gruppen organisierten 
Podiumsdiskussion am 28. September 2011 als auch beim Gottesdienst am 
29. September 2011 vertreten. Beim Übergabeakt am 30. September 2011 
wurde die Bundesregierung durch die Staatsministerin im Auswärtigen Amt 
Cornelia Pieper repräsentiert. Am Abend des 30. September 2011 hatte das 
Auswärtige Amt zusammen mit der Deutsch-Namibischen Gesellschaft die De- 
legation zudem zu einem Empfang in das Auswärtigen Amt eingeladen. Dieser 
wurde von der namibischen Delegation kurzfristig abgesagt. 
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17. Welche konkreten Termine haben die Bundeskanzlerin, der Bundes- 
minister des Auswärtigen, der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung und der Kulturstaatsminister zwischen dem 
26. und 30. September 2011 wahrgenommen, so dass keiner von ihnen 
den namibischen Minister Kazenambo Kazenambo und die Delegation 
im Vorfeld des 30. September 2011 empfangen bzw. an der Podiums- 
diskussion am 28. September 2011, am Gedenkgottesdienst am 29. Sep- 
tember 2011 oder an der feierlichen Übergabezeremonie am 30. Septem- 
ber 2011 teilnehmen konnte? 

Die Besuchsplanung und Programmgestaltung der Delegation lag bei der 
namibischen Seite. Die namibische Regierung hatte keine Termine im Bundes- 
präsidialamt, im Bundeskanzleramt, beim Kulturstaatsminister, im Auswärtigen 
Amt oder in anderen Bundesministerien für die Delegation angefragt. 


18. Inwieweit ist die Bundesregierang der Auffassung, dass sie dem wieder- 
holt und mit Nachdruck vorgetragenen Bekenntnis zum schweren histo- 
rischen Erbe, der daraus resultierenden moralischen und historischen Ver- 
antwortung Deutschlands gegenüber Namibia und der Sonderbeziehung 
zwischen den beiden Staaten gerecht wird, wie es die Staatsministerin 
Cornelia Pieper am 30. September 2011 auch in ihrer Rede erneut be- 
tonte, wenn 

a) statt eines gleichrangigen Bundesministers lediglich die Staats- 
ministerin Cornelia Pieper zur Übergabe der 20 Totenschädel im Bei- 
sein des namibischen Ministers Kazenambo Kazenambo zur Berliner 
Charite entsandt wurde, 

b) der offizielle Gastgeber der Übergabezeremonie der Gebeine die 
Berliner Charite war und damit nicht die Bundesregierung, 

c) die Staatsministerin Cornelia Pieper am 30. September 2011 lediglich 
Zeit erübrigen konnte, um ihre eigene Rede bei der Übergabezeremo- 
nie vorzutragen, aber nicht, um der Rede des namibischen Ministers 
für Jugend, Nationale Dienste, Sport und Kultur und den folgenden 
Ansprachen der Chiefs und Sprecher der Herero und Nama zuzu- 
hören? 

Das Auswärtige Amt kann aufgrund der Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern sowie der diversifizierten Trägerschaften in der deutschen Univer- 
sitäts- und Museumslandschaft nicht selbst über eine Rückgabe der betreffen- 
den menschlichen Überreste entscheiden. Es ist auf die Rolle eines politischen 
Unterstützers und Vermittlers zwischen der namibischen Regierung und den 
deutschen Institutionen beschränkt, die mutmaßlich Schädel namibischer Her- 
kunft beherbergen. In seiner vermittelnden Rolle hat das Auswärtige Amt auf 
die zügige Identifizierung und Rückgabe der eindeutig bestimmten Schädel hin- 
gewirkt. Über diese Aufgabe des Auswärtigen Amts bestand bereits im Vorfeld 
des Besuches Einigkeit mit der namibischen Regierung, welche beiden Regie- 
rungen konsequenterweise die Rolle von „Zeugen“ (witnesses) der Übergabe 
zumessen wollte. Als bisherige Kuratorin der übergebenen Schädel war die 
Berliner Charite Gastgeberin des Übergabeaktes am 30. September 2011. Das 
Auswärtige Amt war in die Planung und Vorbereitung der öffentlichen Über- 
gabeveranstaltung eng eingebunden, hat diese mitfinanziert und stand der 
Charite auf deren Wunsch hin beratend zur Seite. 

Beim offiziellen Übergabeakt in der Charite am 30. September 2011 war die 
Bundesregierang durch die Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Cornelia 
Pieper, hochrangig vertreten. Auch der Beauftragte für Afrikapolitik des Aus- 
wärtigen Amts, Botschafter Walter Lindner, war während der gesamten Ver- 
anstaltung anwesend und stand für Gespräche mit der Delegation und dem 
Publikum zur Verfügung. 
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Die Bundesregierung hatte stets betont, dass ihr an einer würdevollen und der 
historischen und spirituellen Bedeutung angemessenen Übergabezeremonie 
gelegen war. Die Übergabe wurde durch die Berliner Charite — im Einver- 
nehmen mit der namibischen Regierung und dem Auswärtigem Amt — als 
öffentliche, auch für Presse und Medien zugängliche Veranstaltung konzipiert. 
Bedauerlicherweise wurde der Festakt von Einzelpersonen, die nicht der nami- 
bischen Delegation angehörten, erheblich gestört. Die Staatsministerin Cornelia 
Pieper konnte ihre Rede aufgrund zahlreicher lauter Zwischenrufe nur mit 
Mühe zu Ende führen. Die aufgebrachte Stimmung und die konfrontative 
Grundhaltung einiger Teilnehmer waren für den Sicherheitsdienst der Charite 
Anlass, Staatsministerin Cornelia Pieper nach ihrer Ansprache aus dem Saal zu 
führen. 


19. Inwiefern hat die Bundesregierung entsprechend ihrer zuvor stets er- 
klärten Bereitschaft zur Kostenübemahme (siehe Antworten zu Frage 8 
auf Bundestagsdrucksache 17/6227 und zu Frage 13 auf Bundestags- 
drucksache 17/6813) und aufgrund der „besonderen historischen und 
moralischen Verantwortung“ Deutschlands gegenüber Namibia von sich 
aus der namibischen Regierung und den Opfergruppen eine Übernahme 
der anfallenden Reise- und Transportkosten der Delegation und der 
20 Totenschädel angeboten? 

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 15. November 2011, zu Frage 5, auf Bun- 
destagsdrucksache 17/7749 wird verwiesen. 


20. Welche Kosten und Aufgaben hat die Bundesregierung für die Reise der 
namibischen Delegation und die Rückführung der Gebeine übernommen, 
bzw. in welcher Höhe hat sich die Bundesregierung konkret an welchen 
angefallenen Kosten im Zusammenhang mit der Delegationsreise, Über- 
gabe und Rückführung der 20 Totenschädel nach Namibia beteiligt, 

a) für Visa, Anreise, Übernachtung, Verpflegung, Programm, das Bus- 
untemehmen, die beiden Zeremonien (St. Matthäuskirche und Charite) 
etc., der Delegationsmitglieder sowie die Transportkosten der Gebeine 
(bitte konkret aufgeschlüsselt in Euro und auch nach Verpackungs- und 
Transportkosten etc. auflisten), 

b) im Bereich der notwendigen Verwaltungsabläufe (z. B. die für die 
Überführung erforderlichen offiziellen Formulare und Dokumente, 
die bearbeitet werden müssen etc.)? 

Das Auswärtige Amt trug, neben den Transportkosten für die Gebeine, die 
Kosten für die Gestaltung des Gottesdienstes am 29. September 2011 sowie des 
Übergabeaktes am 30. September 2011. Ferner finanzierte das Auswärtige Amt 
ein vom Besucherdienst des Goethe-Instituts organisiertes, mehrtägiges Be- 
suchs- bzw. Kulturprogramm für die namibische Delegation, welches positiv 
von der Delegation aufgenommen wurde. Zudem wurden die Visa für die offi- 
ziellen Delegationsmitglieder kostenfrei ausgestellt. Am Abend des 30. Sep- 
tember 2011 hatte das Auswärtige Amt zusammen mit der Deutsch -Namibi- 
schen Gesellschaft die Delegation zudem zu einem Empfang in das Aus- 
wärtigen Amt eingeladen. Dieser wurde von der namibischen Delegation kurz- 
fristig abgesagt. 

Das Auswärtige Amt hat für das kulturelle Begleitprogramm der Delegation 
insgesamt 11 195 Euro, für den Gottesdienst, die Übergabefeier einschließlich 
der musikalischen Untermalung beider Veranstaltungen insgesamt 6 675 Euro 
bezahlt. Für den Transport der Schädel einschließlich Erstellung der Fracht- 
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dokumente, Lieferung der Kartons, Beschriftung und Verpackungsmaterial 
wurden Kosten in Höhe von 2 636 Euro verausgabt. Die Bundesregierung hat 
zudem für 70 Delegationsteilnehmer, die im Besitz eines namibischen Reise- 
passes bzw. eines offiziellen namibischen Passes waren, die Gebühren für die 
Erteilung von Schengenvisa, deren Höhe in Artikel 16 der Verordnung (EG) 
Nr. 810/2009 vom 13. Juli 2009 (ABI. L 243 vom 15.9.2009, S. 1) bestimmt ist, 
übernommen. Vier weitere Delegationsmitglieder waren im Besitz namibischer 
Diplomatenpässe und bedurften für die Einreise nach Deutschland keines 
Visums. Die Deutsche Botschaft in Windhuk hat serviceorientiert und mit 
großem personellem und zeitlichem Einsatz dafür gesorgt, dass allen Delega- 
tionsteilnehmern trotz teilweise sehr kurzfristiger Anträge rechtzeitig das ent- 
sprechende Visum erteilt werden koimte. 


2 1 . Sollte die Bundesregiemng die Kosten und Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Delegationsreise und Rückfühmng der Gebeine nach Namibia 
nicht oder nur teilweise übernommen haben, wer war für welchen Teil 
der Rückgabe verantwortlich, bzw. wer hat welchen Teil logistisch, 
verwaltungstechnisch und der Kosten übernommen? 

Hinsichtlich der Frage nach den Kosten wird auf die Antworten zu den Fra- 
gen 19 und 20 verwiesen. 

Zwischen der Bundesregierung und der namibischen Regierung bestand Einig- 
keit, dass die Delegation auf Einladung der namibischen Regierung nach Berlin 
reiste, welche daher für Besuchsplanung, Organisation und Programm- 
gestaltung der Delegation in erster Linie verantwortlich zeichnete (vgl. Antwort 
zu Frage 16). Das Auswärtige Amt hat im Rahmen mehrerer organisatorischer 
Vorbereitungstreffen mit der namibischen Seite, zuletzt mit einer technischen 
Vorausdelegation am 22. September 2011 sowie mit dem Namibischen Bot- 
schafter und dem Staatssekretär des Ministeriums für Jugend, Nationale 
Dienste, Sport und Kultur der Republik Namibia, Dr. Peingeondjabi Shipoh, am 
23. September 2011, kontinuierlich und konstruktiv an der Gestaltung des Be- 
suchsprogramms und an der Klärung inhaltlicher und technischer Vorfragen 
mitgewirkt. 


22. Inwieweit ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 

a) die finanzielle Unterstützung der Rückfühmng der Gebeine und eine 
würdige Übergabe- bzw. Bestattungszeremonie eine großzügige Geste 
der bundesdeutschen Seite gegenüber Namibia und den Nachfahren 
der Opfer ist, obwohl die Köpfe der zwischen 1904 und 1908 bei Auf- 
ständen gegen die Kolonialherrschaft der Deutschen ermordeten 
Herero, Nama und Damara von Deutschen nach Deutschland ver- 
bracht und für ihre Rassenforschung benutzt worden sind, 

b) es eine Selbstverständlichkeit sein sollte, die kompletten Kosten für 
die Rückübertragung der geraubten menschlichen Überreste seitens 
der Bundesrepublik Deutsehland zu übernehmen? 


Auf die Antworten zu den Fragen 18, 19 und 20 wird verwiesen. 
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23. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung, die von Deutschland 
seit der Unabhängigkeit der Republik Namibia für die Entwicklungs- 
zusammenarbeit bereitgestellten Mittel würden vor allem einem Appease- 
ment und einer Ruhigstellung gegenüber Namibia dienen, um Maßnahmen 
zur Umverteilung des seit der Kolonialzeit immer noch zu 80 Prozent im 
Besitz der weißen Minderheit befindlichen kommerziellen Farmlands zu 
vermeiden? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Bezüglich der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit mit Namibia wird auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, vom 15. Juni 2011, 
zu Frage 4, auf Bundestagsdrucksache 17/6227 verwiesen. 


24. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass Entschädigung für Ent- 
eignung und Völkermord etwas gänzlich anderes ist als Entwicklungs- 
zusammenarbeit, insbesondere weil die Festlegung der Mittel Verwendung 
aus einer Entschädigung im Gegensatz zur an Bedingungen und Rechen- 
schaftslegung geknüpften Verwendung von Mitteln aus der Entwicklungs- 
zusammenarbeit allein Sache des Empfängers ist und die Entschädigungs- 
geber lediglich sicherzustellen haben, dass die Entschädigung wie vom 
Empfänger gewünscht verwendet wird? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass Entwicklungszusammenarbeit 
etwas gänzlich anderes ist als Entschädigungszahlungen. Die Bundesregierung 
unterstützt mit ihrer Entwicklungszusammenarbeit Programme der Partner- 
regierung. Über die Verwendung der Mittel der Entwicklungszusammenarbeit 
wird gemeinsam mit der Partnerregierung auf vertraglicher Basis entschieden. 


25. Welche deutschen Unternehmen waren nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung während der Kolonialherrschaft in der Kolonie Deutsch-Südwest- 
afrika aktiv, und welche Kooperationen gab es zwischen diesen Unter- 
nehmen, der deutschen Kolonialverwaltung und den deutschen „Schutz- 
truppen“ beim Erwerb von Land, bei der Enteignung und Vertreibung der 
einheimischen Bevölkerung und bei der Zuführung, Aufsicht und Dis- 
ziplinierung einheimischer Zwangsarbeiter in diesen deutschen Unter- 
nehmen? 

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE, vom 18. August 2011, zu Frage 9, auf Bundestagsdrucksache 17/6813 
wird verwiesen. 


26. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Aussage, die „deut- 
sche Kolonialvergangenheit ist und wird durch die Geschichtswissen- 
schaft in differenzierter Weise erforscht“ und deshalb sei die „Schaffung 
einer Stiftung bzw. eines Fonds zur Aufarbeitung der deutschen Kolonial- 
geschichte, der von der Bundesregierung und deutschen Unternehmen 
gespeist würde (...) nicht geplant“ (Antwort zu Frage 23 auf Bundestags- 
drucksache 17/6813) in einem Widersprach dazu steht, dass der „Bundes- 
regierung (...) keine eigenen Erkenntnisse (vorliegen), ob und in wel- 
chem Umfang deutsche Unternehmen im damaligen Deutsch-Südwest- 
afrika von Zwangsarbeit und Enteignungen profitiert haben“ (Antwort zu 
Frage 9 auf Bundestagsdracksache 17/6813)? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 
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27. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung konkret zu ergreifen, 
um die deutsche Kolonialvergangenheit in angemessener Weise auch für 
sich selbst aufzuarbeiten und in diesem Zusammenhang herauszufinden, 
ob und in welchem Umfang deutsche Unternehmen im damaligen 
Deutsch-Südwestafrika von Zwangsarbeit und Enteignungen profitiert 
haben? 

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE, vom 18. August 2011, zu Frage 23, auf Bundestagsdrucksache 17/6813 
wird verwiesen. 


28. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass sie über den 
durch sie herbeigeführten diplomatischen Eklat sowie durch das Aus- 
bleiben einer offiziellen Entschuldigung, Meinungen besonders bei wei- 
ßen deutschstämmigen Namibiern befördert, die den von namibischer 
Seite betriebenen Aufwand für die Rückfühmng der 20 Totenschädel für 
übertrieben und die Geschichte über die intendierte und weitgehend er- 
folgte Vernichtung der Herero, Nama und Damara für „aufgebauscht und 
fabriziert“ halten (vgl. u. a. www.az.com.na/leserbriefe/andere-leben-am- 
existenzminimum. 1353 3 6. php)? 

29. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass das Ausbleiben 
der unmissverständlichen Bitte um Entschuldigung für die Gräueltaten an 
den Herero, Nama und Damara auch und insbesondere den bis heute in 
Namibia lebenden weißen deutschstämmigen Namibiern schadet, da ihr 
Verhältnis zu und die Versöhnung mit den Nachfahren der Opfergmppen 
empfindlich gestört wird - auch weil ihre Anwesenheit nicht zuletzt 
Folge des Vernichtungskrieges und Landenteignung unter der deutschen 
Kolonialherrschaft ist? 

Bezüglich der Fragen 28 und 29 teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Fragesteller nicht. 


30. In welcher Form hat sich die Bundesregiemng an den von Staats- 
ministerin Cornelia Pieper in ihrer Rede vom 30. September 2011 in der 
Berliner Charite aufgeführten, durchweg von zivilgesellschaftlichen 
Gmppen initiierten „Gesten, die deutlich machen, dass es uns Deutschen 
mit der Bitte um Versöhnung ernst ist“ konkret beteiligt und inwiefern hat 
sie „die Umbenennung von Straßen mit kolonialer Namensgebung in 
mehreren deutschen Städten, die Umwidmung des Kolonial-„Ehrenmals“ 
in ein Antikolonialdenkmal in Bremen oder zuletzt 2009 die feierliche 
Enthüllung des Namibia-Gedenksteins auf dem Gamisonsfriedhof in Ber- 
lin-Neukölln“ finanziell, organisatorisch oder politisch unterstützt? 

Die Bundesregierung begrüßt die genannten lokalen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen. Eine organisatorische oder finanzielle Unterstützung ist nicht er- 
folgt. Ein Vertreter des Auswärtigen Amts hat gemeinsam mit dem Namibi- 
schen Botschafter mit einem Redebeitrag an der Enthüllung des Namibia- 
Gedenksteins auf dem Gamisonsfriedhof in Berlin-Neukölln teilgenommen 
und dadurch die politische Unterstützung der Bundesregierang für dieses Vor- 
haben zum Ausdmck gebracht. 
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31. Inwieweit sieht die Bundesregierung in dem erwähnten 2009 feierlich 
enthüllten Namibia-Gedenkstein auf dem Gamisonsfriedhof in Berlin- 
Neukölln, 

a) in dem in unterschiedsloser und verharmlosender Weise allgemein der 
Opfer des „Kolonialkrieges“ gedacht wird, also auch der deutschen 
Kolonialsoldaten, die als Täter für den Vernichtungskrieg gegenüber 
den Herero, Nama und Damara verantwortlich waren, eine „Erinne- 
rungs- und Versöhnungsarbeit für die während der Kolonialzeit ver- 
übten Gräueltaten“ und ein Zeichen, „dass es uns Deutschen mit der 
Bitte um Versöhnung ernst ist“ (vgl. Rede von Staatsministerin Corne- 
lia Pieper vom 30. September 2011)? 

b) sowie dem unmittelbar daneben befindlichen wuchtigen Gedenkstein 
für die gefallenen Berliner Kolonialsoldaten, die am Vernichtungs- 
krieg im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika aktiv beteiligt waren, 
ein Symbol für die Schiefiage im historischen Verständnis des deut- 
schen Vernichtungskriegs gegen die Herero, Nama und Damara und 
eine falsche Gewichtung zwischen Tätern und Opfern? 

Die Bundesregierung begrüßt die 2009 im Beisein des namibischen Botschafters 
erfolgte Aufstellung des Namibia-Gedenksteins auf dem Garnisonsfriedhof in 
Berlin-Neukölln als sichtbares Zeichen der auch auf lokaler Ebene erfolgenden 
Aufarbeitung der deutschen Kolonialgesichte. Die Bundesregierung teilt nicht 
die in der Fragestellung unterstellte Auffassung einer verharmlosenden Wir- 
kung des Gedenksteins. Zu dessen künstlerischer Gestaltung gibt die Bundesre- 
gierung keine Stellungnahme ab. 


32. Inwieweit sieht die Bundesregierung in ihrer expliziten Intervention von 
2009, die damals verhinderte, dass auf dem erwähnten Namibia-Gedenk- 
stein weder der Begriff „Völkermord“ noch die Zahl der ermordeten 
afrikanischen Männer, Frauen und Kinder erwähnt werden, eine der 
„Gesten, die deutlich machen, dass es uns Deutschen mit der Bitte um 
Versöhnung ernst ist“ und eine angemessene „Erinnerungs- und Ver- 
söhnungsarbeit für die während der Kolonialzeit verübten Gräueltaten“, 
wie es in der Rede von Staatsministerin Cornelia Pieper vom 30. Septem- 
ber 2011 heißt? 

Das Auswärtige Amt wurde in diesem Fall um Beratung gebeten. Es hat in 
seiner damaligen Stellungnahme seine bekarmte Rechtsauffassung dargelegt. 
Von einer Intervention kann keine Rede sein. 


33. Inwieweit sieht die Bundesregierung in den (getöteten) deutschen Kolo- 
nialsoldaten, die sich an den Verbrechen wie Vertreibung, Enteignung 
und Massakern mitschuldig gemacht haben, „Opfer von Krieg“? 

Anlässlich des offiziellen Übergabeaktes in der Charite am 30. September 2011 
hat die Staatsministerin Cornelia Pieper die Position der Bundesregierung er- 
neut deutlich zum Ausdruck gebracht. Im Wortlaut führte die Staatsministerin 
aus: „Während der deutschen Kolonialherrschaft über Namibia kam es zu einer 
blutigen Niederschlagung der Aufstände im damaligen Deutsch-Südwestafrika 
durch die kaiserliche Schutztruppe, der zahlreiche Angehörige der namibischen 
Völker zum Opfer gefallen sind. Überlebende Flerero, Nama und Damara wur- 
den in Lagern gefangen gehalten, zu Zwangsarbeit gezwungen, deren Brutalität 
viele nicht überlebten. Wir gedenken anlässlich des heutigen Rückgabeaktes der 
Opfer von Krieg und Gefangenschaft.“ Hieraus ergibt sich, dass allein die 
namibischen Opfer des Krieges von 1904 bis 1908 angesprochen werden. 
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34. Inwieweit sieht die Bundesregierung in der Aussage der Staatsministerin 
Cornelia Pieper: „Wir gedenken anlässlich des heutigen Rückgabeaktes 
der Opfer von Krieg und Gefangenschaft“ 

a) nicht nur ein fragwürdiges unterschiedsloses Gedenken an Opfer und 
Täter des deutschen Vernichtungskriegs in der ehemaligen Kolonie 
Deutsch-Südwestafrika, sondern darüber hinaus auch eine Relativie- 
rung der Verbrechen der Täter gegenüber den Opfern, 

b) trotz des darin zum Ausdruck kommenden unterschiedslosen Geden- 
kens an Opfer und Täter des deutschen Vernichtungskriegs eine Bitte 
der Bundesregierung an die namibische Bevölkerung um Versöhnung 
und ein Zeichen dafür, dass Deutschland und die Deutschen ihre Ver- 
gangenheit kennen und für eine „Erinnerungs- und Versöhnungsarbeit 
für die während der Kolonialzeit verübten Gräueltaten“ eintreten, 
sowie dafür, „dass es uns Deutschen mit der Bitte um Versöhnung 
ernst ist“ (vgl. Rede von Staatsministerin Cornelia Pieper vom 
30. September 2011)? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, dass die von der Staatsministe- 
rin Cornelia Pieper gewählte Formulierang eine Relativierung der historischen 
Vorgänge darstellt bzw. darin ein „unterschiedsloses Gedenken an Opfer und 
Täter“ zum Ausdrack kommt. Die Bundesregierang hat sich wiederholt zu der 
historischen und moralischen Verantwortung Deutschlands gegenüber Namibia 
bekannt. 


35. Welche konkreten Maßnahmen und Initiativen hat die Bundesregierung 
zur Aufarbeitung der „Kolonialzeit“ und dem „Kolonialkrieg“ im ehe- 
maligen Deutsch-Südwestafrika ergriffen und unterstützt, und welche wird 
sie in Zukunft ergreifen und unterstützen, damit diese „Teil des deutschen 
Bewusstseins und vieldiskutierter Gegenstand des gegenwärtigen politi- 
schen, gesellschaftlichen und geschichtswissenschaftlichen Diskurses“ 
werden (vgl. Rede von Staatsministerin Cornelia Pieper am 30. September 
2011 )? 

Die deutsche Kolonialvergangenheit ist und wird durch die Geschichtswissen- 
schaft in differenzierter Weise erforscht und auch im Rahmen des schulischen 
Unterrichts thematisiert. Sie wird zudem in der und durch die Zivilgesellschaft 
diskutiert. Für eine gesonderte staatliche Förderung der Aufarbeitung der kolo- 
nialen Vergangenheit Deutschlands sieht die Bundesregierung keine Not- 
wendigkeit. 


36. Woraus leitet die Bundesregierung ihre Erkenntnis konkret ab, dass 
„Kolonialzeit und der Kolonialkrieg (...) Teil des deutschen Bewusst- 
seins und vieldiskutierter Gegenstand des gegenwärtigen politischen, 
gesellschaftlichen und geschichtswissenschaftlichen Diskurses“ sind 
(Rede von Staatsministerin Cornelia Pieper am 30. September 2011)? 

Die Bundesregierung schließt dies aus ihrer Beobachtung des gegenwärtigen 
politischen, gesellschaftlichen und geschichtswissenschaftlichen Diskurses zu 
diesem Themenbereich. 
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37. Sind in den kommenden Jahren weitere Repatriierungen menschlicher 
Überreste namibischen Ursprungs aus deutschen Sammlungen und Archi- 
ven nach Namibia vorgesehen? 

Wenn ja, aus welchen Sammlungen und Archiven genau, an welchen 
Orten, und zu welchen genauen oder ungefähren Zeitpunkten, und in- 
wiefern wird sich die Bundesregierung konkret an der kommenden sowie 
den dann möglicherweise weiter folgenden Übergaben finanziell, logis- 
tisch, politisch und personell beteiligen? 

Weitere Repatriierungen menschlicher Überreste namibischen Ursprungs aus 
den Sammlungen der Universität Freiburg und der Charite sind zu erwarten. 
Genaue Zeitpunkte dafür stehen derzeit nach Keimtnis der Bundesregierung 
noch nicht fest. Sie hängen von den Fortschritten bei der Identifizierang der 
Schädel ab. Die Bundesregierung wird den Repatriierungsprozess fortgesetzt 
begleiten. 
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